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Der selbst ernannte Musterschüler
Massenarbeitslosigkeit und Kommunikations-
strategie der sächsischen Landesregierung

Anfang Mai 1991 besuchte eine Gruppe von SPD-Bundestagsabgeord-
neten Sachsen. Nach einem Zwischenstopp in Dresden, bei dem sich 
die Parlamentarier von Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) 
über Erfolgsgeschichten beim wirtschaftlichen Aufbau des Bundes-
landes informieren ließen, ging die Reise weiter nach Ostsachsen. 
In der Gemeinde Oybin – nahe der Grenze zu Polen und zur Tsche-
choslowakei  – trafen sie auf Kommunalpolitiker, die ihrem Unmut 
Luft machten. „Christus kam nur bis Eboli – und Biedenkopf nur bis 
Dresden“1, erklärte ein Kirchenvertreter, der gleichzeitig Mitglied 
des Stadtparlaments in Zittau war. Die literarische Anleihe kenn-
zeichnete die desolate Stimmungslage in der Region.2 Der Minis-
terpräsident habe gut reden, waren sich die kommunalen Vertreter 
einig. Und der Görlitzer Wirtschaftsdezernent äußerte völlig desillu-
sioniert: „Wir hier unten haben das schlimmste Erbe von 40 Jahren 
SED-Herrschaft zu verwalten: die Menschen.“ Im Dreiländereck öst-
lich von Dresden legten sich – so der Zeitungsartikel – Verzwei�ung 
und Resignation wie Mehltau auf die Gemüter der einheimischen 
Bevölkerung.

Der Zeitungsartikel verweist zum einen auf die in ländlichen 
Regionen geäußerte Befürchtung, den Anschluss an die wirtschaft-
liche Entwicklung verloren zu haben, und zum anderen auf Kom-
munikationsprobleme zwischen Landes- und Kommunalpolitik. 
Sachsen bietet sich wie kein anderes ostdeutsches Bundesland dazu 
an, die Kommunikationsstrategie einer Landesregierung bei der 
Privatisierung der volkseigenen Betriebe und der dabei auftreten-
den Massenarbeitslosigkeit in den Blick zu nehmen. Denn sowohl 
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Ministerpräsident Biedenkopf als auch Wirtschaftsminister Kajo 
Schommer (CDU) ging es bei der Transformation der ostdeutschen 
Wirtschaft frühzeitig darum, Deutungshoheit in der medialen Aus-
einandersetzung über die Folgen der deutschen Einheit zu erzielen. 
Dazu wird im Folgenden zunächst die mediale Berichterstattung 
über die in Ostdeutschland sich rasch ausbreitende Erwerbslosigkeit 
skizziert. Anschließend wird der Frage nachgegangen, welche Kom-
munikationsstrategie die sächsische Staatsregierung daraufhin ent-
wickelte. Der Untersuchungszeitraum bleibt auf den Zeitraum vom 
Sommer 1990 bis Ende 1992 begrenzt.

Die mediale Berichterstattung über die 
Massenarbeitslosigkeit in Ostdeutschland

Erste Meldungen über steigende Arbeitslosenzahlen in der noch 
bestehenden DDR gab es bereits im Frühsommer 1990.3 Anfang Juli 
teilte die Zentrale Arbeitsverwaltung der DDR mit, dass die Zahl der 
Erwerbslosen im Juni um 47 289 auf 142 096 gestiegen sei.4 Damit 
tauchte in der ostdeutschen Ö�entlichkeit ein Phänomen auf, das 
es in den zurückliegenden vier Jahrzehnten unter dem SED-Regime 
o�ziell nicht gegeben hatte: Arbeitslosigkeit. Der Vereinigungspro-
zess, der nach der ersten freien Volkskammerwahl am 18. März 1990 
deutlich an Fahrt aufgenommen hatte, warf bereits seine Schatten 
voraus. Eine Zäsur bildete die Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union am 1. Juli 1990; mit ihrem Inkrafttreten wurden die ostdeut-
schen Betriebe schlagartig den Weltmarktbedingungen ausgesetzt. 
Die Einführung der D-Mark war aufgrund des politisch festgeleg-
ten Umrechnungskurses umstritten und mit erheblichen Härten 
und Risiken verbunden. Unmittelbar nach der Währungsumstellung 
drohte vielen Treuhand-Unternehmen die Zahlungsunfähigkeit. Da 
die Umsätze auf dem ostdeutschen und osteuropäischen Markt dra-
matisch einbrachen und die Betriebserlöse immer weniger kosten-
deckend waren, entwickelte sich aus dem Liquiditätsproblem rasch 
ein Rentabilitätsproblem. Dieses prägte die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung in den neuen Bundesländern maßgeblich. So teilte etwa 
eine Keramikwerkstatt in Erfurt dem zuständigen Arbeitsamts-
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direktor bereits am 30. Juni 1990 den Arbeitsausfall aufgrund aku-
ter Absatzschwierigkeiten mit; ein halbes Jahr später musste der 
Betrieb schließen.5

Während westdeutsche Kommentatoren frühzeitig vor den 
langfristigen Risiken der Währungsumstellung warnten, verbrei-
teten manche Arbeitsmarktexperten erstaunlich optimistische 
P rognosen.6 So war der Präsident der Nürnberger Bundesanstalt für 
Arbeit von der Robustheit des westdeutschen Arbeitsmarktes der-
art überzeugt, dass er die negativen Folgen der DM-Einführung in 
Ostdeutschland völlig unterschätzte. Auf die Frage eines Journalis-
ten, ob ihm die in Kraft getretene Währungsunion Sorgen bereite, 
antwortete der Präsident, Heinrich Franke: „Nein, überhaupt nicht. 
Sie [die Währungsunion] macht uns allenfalls zusätzlich Arbeit. Ich 
gehe sehr optimistisch an die Bewältigung der Probleme heran.“7 
Außerdem behauptete er, die Wanderungsbewegung in Richtung 
Westen werde sich mit der Zeit umkehren und die Beitragszahler 
müssten im Zuge einer vorübergehend erhöhten Arbeitslosigkeit 
„nicht tiefer in die Tasche greifen“. Auch der Leiter der Abteilung 
Inland beim Bundespresseamt, Wolfgang Bergsdorf, glaubte zu wis-
sen, dass die ostdeutschen Bundesländer „in drei bis vier J ahren“8 
das ökonomische Niveau des Westens erreichen würden. Das 
bedeute zwar Arbeits losigkeit, „die aber nicht unbedingt sehr viel 
höher ist als bei uns“.

Journalisten berichteten ab Spätsommer 1990 immer häu�-
ger über gegenläu�ge Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt in Ost 
und West. Steigende Arbeitslosenzahlen in Ostdeutschland standen 
demnach sinkenden Erwerbslosenzahlen in Westdeutschland gegen-
über. In Zeitungsartikeln war vom „West-Ost-Gefälle“9, „Geteilten 
Arbeitsmarkt“10 und „Gespaltenen Arbeitsmarkt“11 die Rede. Die 
innerdeutsche Grenze bestehe auf dem Arbeitsmarkt „noch trenn-
scharf“12; die Zeitung führte diese Entwicklung in erster Linie darauf 
zurück, dass die bislang verdeckte Arbeitslosigkeit in den ostdeut-
schen Bundesländern nunmehr o�en zutage trete. Insgesamt würden 
die „alten unrentablen Arbeitsplätze“ schneller wegfallen, als neue 
entstehen könnten. Bei der Einschätzung der wirtschaftlichen Aus-
sichten in Ostdeutschland wurden frühzeitig durchaus realistische 
Szenarien ö�entlich diskutiert. In dem Zusammenhang tauchte der 
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A nalogieschluss zu Süditalien auf, den als Erster der Staats sekretär 
im Ost-Berliner Wirtschaftsministerium, Martin Dube (parteilos), in 
einem Interview zog.13 Doch erst, nachdem sich 1991 die Betriebs-
schließungen immer mehr gehäuft hatten und die dabei entstan-
dene Massenarbeitslosigkeit durch Vorruhestand und Kurzarbeit 
nicht hatte gestoppt werden können, setzte sich in Zeitungs artikeln 
das Bild von abgehängten Regionen in Ostdeutschland durch, die 
o�enbar P arallelen zu pauperisierten ländlichen Regionen in Italien 
aufwiesen.14 Ostdeutschland drohte sich demnach zum deutschen 
Mezzogiorno zu entwickeln.15

In der Berichterstattung der Printmedien dominierte zwar im 
Laufe der Zeit immer mehr das Narrativ einer Deindustrialisierung 
und damit einer Niedergangsgeschichte. Neben vereinzelten Beispie-
len über erfolgreich abgeschlossene Privatisierungen �nden sich aber 
auch Zeitungsartikel, in denen die Eigeninitiative der Betro�enen 
thematisiert und gewürdigt wird. Konkret ging es etwa um die Grün-
dung von Arbeitsloseninitiativen, die eine entsprechende Struktur 
erst selbst aufbauen mussten, in der Regel auf ehrenamtlicher Basis.16 
In Ostdeutschland bildeten sich zunächst auf Bezirks-, später dann 
auf Landesebene Arbeitslosenverbände, deren Gründung in �ürin-
gen vom Deutschen Gewerkschaftsbund 17 und in Sachsen von der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 18 unterstützt wurde. Zu 
den selbst gesteckten Zielen gehörten die Beratung von Betro�enen, 
die Vermittlung bei Umschulungen und Arbeitsbescha�ungsmaß-
nahmen sowie die organisatorische Unterstützung von Selbsthilfe-
gruppen. Die Mitarbeit in Arbeitsloseninitiativen kann auch als eine 
Form von Selbstermächtigung beziehungsweise Selbstdemokrati-
sierung verstanden werden, denn Selbsthilfegruppen dieser Art hat 
es in der DDR erst ab März 1990 gegeben. Inwiefern es dabei nicht 
nur zu einer Übernahme, sondern auch Aneignung und Neuprägung 
westdeutscher Vorbilder kam, müsste noch sehr viel eingehender 
untersucht werden. Darüber hinaus artikulierte sich rasch sozialer 
Protest. Neben spontanen Streiks und betrieblichen Arbeitsnieder-
legungen bildeten sich im Sommer 1992 „Komitees für Gerechtig-
keit“, zunächst in Dresden und Berlin. Zu den Initiatoren gehörten 
Vertreter von PDS und Bündnis 90, aber auch der CDU (zum Beispiel 
Peter-Michael Diestel).19
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Au�allend ist, dass Kommentatoren auf die zunehmende Mobili-
tät auf dem gesamtdeutschen Arbeitsmarkt, der sich schon vor dem 
3. Oktober 1990 herausgebildet hatte, und auf Verwerfungen des ost-
deutschen Teilarbeitsmarktes hinwiesen. Aufgrund der pessimisti-
schen Wirtschaftsprognosen für Ostdeutschland wurde in mehreren 
Zeitungsartikeln eine „Massen�ucht neuer Art“ in den Westen kon-
statiert 20, die auch noch von westdeutschen Unternehmern gezielt 
ausgenutzt werde.21 Nach Angaben des Arbeitsministers von Nord-
rhein-Westfalen, Hermann Heinemann (SPD), hatte die Gewerbeauf-
sicht des Landes bereits im September 1990 in Dutzenden von Fällen 
illegale Leiharbeit mit Arbeitern aus der noch bestehenden DDR 
auf Großbaustellen festgestellt. Zu den ersten Verlierern auf dem 
Arbeitsmarkt gehörten – so das übereinstimmende Urteil in vielen 
Zeitungen  – Frauen22 und Ausländer.23 Damit einhergehend gab es 
bereits Anfang Oktober verstärkt Hinweise auf „Ausländerhass“ und 
„Angst unter den Gastarbeitern“.24

In der westdeutschen Presse wurden zwar die ostdeutschen 
Arbeitsmarktprobleme frühzeitig erkannt. Au�allend ist jedoch, dass 
in vielen Zeitungsartikeln kaum Verständnis für die Besonderhei-
ten der untergehenden sozialistischen Arbeitswelt vorhanden war – 
angesichts der jahrzehntelangen Teilung des Landes vielleicht auch 
nicht vorhanden sein konnte. Denn mit den im Spätsommer 1990 
einsetzenden Betriebsschließungen gingen nicht nur sicher geglaubte 
Arbeitsplätze verloren, sondern auch die sozialpolitische Rundumver-
sorgung der DDR, die sehr stark an die volkseigenen Betriebe gekop-
pelt war. Auf diese Weise waren den Beschäftigten in der DDR über 
vierzig Jahre lang Plätze in Kitas, Ferienheimen, Feierabend- und 
P�egeheimen angeboten worden. Mit dem Übergang von der Plan- 
zur Marktwirtschaft �elen diese sozialpolitischen, DDR-spezi�schen 
Angebote ersatzlos weg. Diese Verlusterfahrung erhöhte wiederum 
den Anpassungsdruck für die ostdeutsche Bevölkerung. Obwohl in 
der westdeutschen Presse die Schwierigkeiten Ostdeutschlands beim 
Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft durchaus ernst genom-
men wurden, wiesen manche Beobachter auf die angeblich zu laxe 
Arbeitseinstellung der Ostdeutschen hin, die sich ändern müsse: 
„Ka�eepausen von einer Stunde oder mehr gehören ebenso der Ver-
gangenheit an wie der eine oder andere ‚blaue Tag‘ in der Woche.“25
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Zur Kommunikations- und Privatisierungsstrategie 
der sächsischen Staatsregierung

Am Anfang war die Arbeitslosigkeit. Mit diesem plakativen Satz 
könnte eine Analyse der Arbeitsmarktpolitik nicht nur in Sachsen 
beginnen. Denn erst nach der Landtagswahl am 14. Oktober 1990, 
bei der die CDU mit ihrem Spitzenkandidaten Kurt Biedenkopf die 
absolute Mehrheit errungen hatte, konnte der Aufbau einer Landes-
arbeitsverwaltung erfolgen. Der Landtagswahlkampf war ganz auf 
Biedenkopf zugeschnitten und lehnte sich an ein ge�ügeltes Wort von 
Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) eng an („für ein blühendes 
S achsen“26). In seiner ersten Regierungserklärung ging der frisch 
gewählte Ministerpräsident vor den versammelten Landtags abgeord-
neten unter a nderem auf die wirtschaftlichen Herausforderungen 
ein, die Sachsen zu bewältigen habe. Dabei versuchte Biedenkopf, 
Optimismus zu verbreiten: Sachsen sei schließlich ein „starkes […] 
und ein reiches Land“.27 Bereits in wenigen Jahren werde es möglich 
sein, „den Anschluss an die Entwicklung des Westens unseres Vater-
landes zu sichern“. Biedenkopf, der zwar die wirtschaftspolitischen 
Aussagen Kohls oftmals nicht teilte und frühzeitig Steuer erhöhungen 
zum Wirtschaftsaufbau in Ostdeutschland ins Gespräch gebracht 
hatte, rechnete innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren mit einem 
Wirtschaftsaufschwung in Sachsen.28 An d ieser Einschätzung hielt 
B iedenkopf in der Folgezeit zunächst noch fest.29

In der ersten Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 
nahm die Zusammenarbeit mit der Treuhandanstalt einen breiten 
Raum ein. So kritisierte Biedenkopf die Organisationsstruktur der 
Behörde und verlangte, bei der „Reprivatisierung und Neuordnung 
der Wirtschaft“ die ostdeutschen Länder einzubeziehen. Dazu kün-
digte er die Bildung eines Treuhandkabinetts an.30 Anfang Dezember 
1990 übten die Regierungschefs der ostdeutschen Bundesländer und 
Berlins den Schulterschluss. Sie verlangten von der Treuhandanstalt, 
„die Länder in allen wesentlichen Fragen und Einzelentscheidungen 
rechtzeitig zu unterrichten, die die Interessen eines oder mehrerer 
Länder berühren“. Den Ländern müsse Gelegenheit gegeben werden, 
„landesspezi�sche Gesichtspunkte in die Entscheidungen einzu-
bringen“.31
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Die Umstrukturierung der Treuhandanstalt, die Detlev K arsten 
Rohwedder nach seiner Berufung zum Präsidenten in Angri� genom-
men hatte, vollzog sich also vor dem Hintergrund des ö �entlich aus-
getragenen Kon�ikts zwischen der Behörde und den neu gebildeten 
Landesregierungen in Ostdeutschland. Dabei ging es um grund-
legende staats- und verfassungsrechtliche Fragen, die das Zusam-
menspiel zwischen Bund und Ländern betrafen. In diesem Punkt 
erhielten die ostdeutschen von den westdeutschen Bundeslän-
dern sofort Unterstützung. So bat der Vorsitzende der Wirtschafts-
ministerkonferenz, August R. Lang (CSU), seinen Parteifreund �eo 
Waigel als „fach- und rechtsaufsichtlich“ zuständigen Minister, die 
Treuhandanstalt „schnellstmöglich auf deren ureigenste Aufgabe 
zurückzuführen“ und die unternehmerische Tätigkeit der Behörde 
„so rasch und so weit wie möglich zu begrenzen“.32 Dahinter stand 
die Befürchtung, die Treuhandanstalt würde regionale und sekto-
rale Strukturpolitik sowie eine unmittelbare Wirtschaftsförderung 
zulasten der Länder betreiben.

Von den ostdeutschen Ministerpräsidenten führte vor allem Bie-
denkopf die Auseinandersetzung mit Rohwedder ö�entlich in den 
Medien. In einem Zeitungsinterview antwortete er auf die Feststel-
lung, er habe doch unlängst Frieden gemacht mit der Treuhandan-
stalt und ihrem Präsidenten: „Sagen wir: Wa�enstillstand.“33 Dabei 
vermittelte er den irrtümlichen Eindruck, der Verwaltungsrat, in 
dem zukünftig auch die ostdeutschen Ministerpräsidenten sitzen 
sollten, sei „der eigentliche Ort der Entscheidung“. Zwei Wochen 
zuvor hatte die Tageszeitung „Die Welt“ gemeldet, Biedenkopf und 
Rohwedder hätten ihren Streit über die Kompetenzverteilung bei der 
Privatisierung von Treuhandunternehmen beigelegt.34 Der Burgfrie-
den hielt jedoch nicht lange: So meldete „Der Spiegel“, die sächsische 
Landesregierung wolle sich von der Treuhandanstalt abkoppeln und 
ein eigenes Gremium bilden, das über die Sanierung oder Stilllegung 
von Betrieben entscheiden sollte.35 Das Nachrichtenmagazin wies 
allerdings auch darauf hin, dass Wirtschaftsminister Schommer 
dafür keine Eigenmittel des Landes zur Verfügung habe und auf 
�nanzielle Unterstützung aus Brüssel und Bonn ho�e.

Kurz nach der Regierungsbildung in Sachsen verbreitete Wirt-
schaftsminister Schommer Zweckoptimismus: Schon am Ende der 
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ersten Legislaturperiode werde Sachsen unter den fünf ostdeutschen 
Bundesländern „das erste und das Beste sein“ und von Anfang an die 
niedrigste Arbeitslosenquote haben.36 Der Freistaat werde bereits 
in Kürze prosperieren: „Die Kessel sind angeheizt, nun müssen 
wir nachlegen, und dann donnern wir los.“37 Damit ließ Schommer 
von Anfang an keinen Zweifel am bevorstehenden Erfolg des Wirt-
schaftsaufbaus in Sachsen, der im Vergleich zu den anderen ost-
deutschen Bundesländern auch noch am stärksten ausfallen werde. 
In dem Kontext kreierte der sächsische Wirtschaftsminister mit 
„Sachstum“ sogar eine eigene Wortschöpfung, um die wirtschaftli-
che Ausnahmestellung des Freistaates zu unterstreichen.38 Dahinter 
stand die Vorstellung, „die Sicherung und Steigerung von Wohlstand 
unter Beachtung sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Verträg-
lichkeit“ als Markenzeichen sächsischer Wirtschaftspolitik zu ver-
kaufen. Die Staatsregierung in Dresden verfolgte also frühzeitig das 
Ziel, Sachsen als ökonomisches Musterland zu vermarkten. In den 
Medien entstand rasch das Bild, die Sachsen seien „die neuen Schwa-
ben“.39 Auch in der ausländischen Presse wurde Sachsen und seinem 
Ministerpräsidenten eine Ausnahmestellung attestiert.40

Die ö�entliche Selbstdarstellung der sächsischen Landesregierung 
lässt sich als Imagepolitik beschreiben.41 Sie verfolgte im Wesent-
lichen drei Ziele. Es ging erstens darum, in der Bevölkerung Zuversicht 
zu verbreiten und Vertrauen zu den neu gescha�enen Organen des 
Landes zu scha�en. Dazu grenzte sich die S taatsregierung e inerseits 
von der Treuhandanstalt in Berlin ab und forderte eine Stärkung der 
Länderkompetenzen. Biedenkopf und Schommer prophezeiten ande-
rerseits eine wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung innerhalb von ein 
bis zwei Jahren. Damit weckten sie entsprechende Erwartungen. Es 
ging zweitens darum, die Stellung Sachsens gegenüber dem Bund zu 
stärken. Die Landesregierung positionierte sich für die Auseinan-
dersetzung um die künftige Rolle der Treuhandanstalt im föderati-
ven Gefüge der Bundesrepublik.42 Neben dem institutionellen gab es 
aber auch einen �nanziellen Aspekt, denn es musste eine Antwort auf 
die Frage gefunden werden, wie die �nanziellen Lasten der deutschen 
Einheit zwischen dem Bund und den Ländern zu verteilen waren. Da 
die ostdeutschen Länder anfangs über keine großen Steuereinnahmen 
verfügten, befanden sie sich gegenüber der Bundesregierung rasch in 
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der Rolle eines Bittstellers. Diese Debatte setzte mit der Errichtung 
der ostdeutschen Landesregierungen im Herbst 1990 massiv ein und 
war im Frühjahr 1991 noch nicht abgeschlossen.

Es ging drittens darum, in- und ausländische Investoren für 
Sachsen zu gewinnen.43 Das entsprach dem wirtschaftspolitischen 
Leitbild von Biedenkopf und Schommer, denn der Staat sollte ihrer 
Meinung nach nicht selbst unternehmerisch tätig werden. Statt-
dessen startete die sächsische Staatsregierung mehrere Initiativen, 
um �nanzstarke Investoren anzuwerben. Dabei suchte die sächsi-
sche Staatsregierung, die eine aktive Mitarbeit des Landes in den 
Beteiligungsgesellschaften aus ordnungspolitischen Erwägungen 
heraus grundsätzlich ablehnte, eine „privatwirtschaftliche Alterna-
tive“44 zur Sanierung bestehender Unternehmen. Ungefähr im Som-
mer 1991 entstanden erste Überlegungen für einen s ogenannten 
S achsenfonds zur Förderung der mittelständischen Wirtschaft. Die 
Landesregierung in Dresden plante ursprünglich die Gründung eines 
Investmentfonds mit einem Stammkapital von 500 Millionen DM, 
das von Banken, Versicherungen, Industrie und vom Handel zur Ver-
fügung gestellt werden sollte.45 Mithilfe des Fonds war vorgesehen, 
sächsische Treuhandunternehmen von der Berliner Behörde zu über-
nehmen, zu sanieren und später mit Gewinn wieder zu verkaufen. Die 
Anteilszeichner sollten dabei von der erho�ten Wertsteigerung pro-
�tieren. Karl Schirner, ehemaliges Mitglied des Treuhandvorstands, 
wurde zeitweilig als aussichtsreicher Kandidat für die Geschäfts-
führung gehandelt, stand jedoch schon bald für den Posten nicht 
mehr zur Verfügung.46 Doch die Banken vereitelten das Prestigepro-
jekt Biedenkopfs: Nachdem die Deutsche Bank von Anfang an kein 
Interesse an dem Fonds gezeigt hatte, zog sich die Commerzbank, 
die bei der Gründung des Sachsenfonds die Federführung übernom-
men hatte, im Sommer 1992 endgültig aus dem Projekt zurück. Der 
geplante Kapitalstock konnte nicht aufgebracht werden. Ein Spre-
cher des Bankhauses begründete den Rückzug mit dem Hinweis, 
„die deutsche Industrie und der Handel hätten ihr Desinteresse an 
einer solchen Beteiligung ausgedrückt, da sie zumeist direkt in den 
neuen Ländern investierten“.47 Doch die Rolle der bundesdeutschen 
Geschäftsbanken bei der Transformation der ostdeutschen Wirt-
schaft ist ein anderes �ema.
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Fazit

Die mediale Berichterstattung über Massenarbeitslosigkeit in Ost-
deutschland, die bereits im Frühsommer 1990 einsetzte, verweist 
auf eine Transformation vor der Transformation. Bereits vor der 
Einführung der D-Mark in der DDR am 1. Juli 1990 begannen 
o�enbar Strukturveränderungen auf dem ostdeutschen Arbeits-
markt, die in der Folgezeit an Dynamik gewinnen sollten. So wur-
den frühzeitig in ost- und westdeutschen Zeitungen sowohl das 
Ansteigen der Erwerbslosenzahlen und insbesondere der Frauen-
arbeitslosigkeit als auch zunehmende Fremdenfeindlichkeit thema-
tisiert. Doch der Blick der westdeutschen Presse blieb weitgehend 
auf den Verlust der Arbeitsplätze konzentriert; dagegen wurde 
das mit den Betriebsschließungen verbundene Wegbrechen der 
betriebszentrierten Sozial politik nicht zur Kenntnis genommen. 
Darüber hinaus fällt im Herbst 1990 bei vielen west- und ostdeut-
schen Funktions trägern in Politik und Wirtschaft das Verschwei-
gen der ökonomischen Folgelasten der deutschen Einheit auf, als 
sich der rasante Niedergang der ostdeutschen Wirtschaft bereits 
deutlich abzeichnete.

Die Imagepolitik der sächsischen Staatsregierung beabsichtigte, 
die Eigenständigkeit und das Selbstbewusstsein des neu gegrün-
deten ostdeutschen Bundeslandes zu untermauern. Dabei ging es 
Ministerpräsident Biedenkopf nicht nur darum, einerseits bei der 
Privatisierung sächsischer Betriebe beteiligt zu werden und anderer-
seits eine günstige Ausgangsposition für die ö�entliche Debatte über 
die Lastenverteilung der deutschen Einheit gegenüber der Bundes-
regierung zu gewinnen. Der Verweis auf die historische Vergangen-
heit Sachsens bis zu August dem Starken und auf die Rolle Sachsens 
als Industrieland seit dem Ende des 19. Jahrhunderts hatte auch 
eine identitätsstiftende Funktion. Nach dem Untergang der DDR 
knüpfte Biedenkopf schon in seiner ersten Regierungserklärung 
ganz bewusst an diese positiven Traditionsbestände vor 1933 an und 
wollte damit o�enbar einen Beitrag zur Bildung einer sächsischen 
Identität im vereinten Deutschland leisten.
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